
 

 

 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 30. Juli 2025 
20. Wahlperiode 

Unterrichtung 20/274 

der Landesregierung 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes (,,For-
mulierungshilfe") 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemäß § 1b 
Parlamentsinformationsgesetz (PIG).  

Federführend ist das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport. 

Zuständiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss 

 

  





Schleswig-Holstein 
Der echte Norden 

Mini sterium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 1 
Postfach 7125 1 24171 Kiel 

An die 
Präsidentin des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Frau Kristina Herbst, MdL 
24105 Kiel 

SH�J 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

Schleswig-Holstein 
Ministerium für Inneres, 
Kommunales, 
Wohnen und Sport 

Ministerin 

2=l. Juli 2025

im Anschluss an die Entscheidung der Landesregierung vom 29. Juli 2025 übersende ich 
den beiliegenden Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes 
(,,Formulierungshilfe") zur Unterrichtung. Ich bitte Sie, die Fraktionen über die 
Formulierungshilfe zu informieren. 

Mit fret,1ndlichen Grüßen 

� &?rüR. 
Dr. Sabine Sütterlin-Waack 

Anlage 

Dienstgebäude Düsternbrooker Weg 92, 24105 Kiel I Barrierefreier Zugang über Arwed-Emminghaus-Weg
Telefon 0431 988 - 0 1 Telefax 0431 988 - 2833 1 Poststelle@im.landsh.de I www.schleswig-holstein.de/innenministerium 
beBPo: DE.Justiz.65530484-6459-4ee1-b216-b0f3fee9a5e0.a69b I Bushaltestellen: Reventloubrücke, Landtag, Institut
für Wirtschaft I E-Mail-Adressen: Kein Zugarig für elektronisch signierte und verschlüsselte Dokumente
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Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Stiftungsgesetzes und weiterer Vorschriften 

Vom 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Stiftungsgesetzes 

Das Stiftungsgesetz vom 30. Mai 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 279) wird wie folgt geän-

dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert. 

a) Die Angabe zu § 6 wird durch die Angabe in „§ 6 Anzeigepflichten“ ersetzt. 

b) Die Angabe zu Abschnitt IV wird durch die Angabe „Abschnitt IV Stiftungs-

verzeichnis“ ersetzt. 

c) Die Angabe zu § 13 wird durch die Angabe „§ 13 (weggefallen)“ ersetzt. 

2. § 6 wird wie folgt geändert. 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „§ 6 Anzeigepflichten“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert. 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Stiftungsorganen“ die 

Wörter „oder der Anschrift“ eingefügt. 

bb) Nummer 2 wird nach dem Wort „handelt,“ das Wort „sowie“ ein-

gefügt. 

cc) Nummer 3 wird gestrichen. 

dd) Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 3 und die Angabe „ge-

hören,“ wird durch die Angabe „gehören.“ ersetzt. 

ee) Nummer 5 wird gestrichen. 

c) Absatz 2 Satz 1 enthält folgende Fassung: 

„Widerspricht die zuständige Behörde einer nach Absatz 1 Nummer 2 bis 3 

angezeigten Maßnahme nicht in Textform innerhalb von vier Wochen seit 

Zugang der Anzeige, kann die Maßnahme durchgeführt werden. 
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3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: „(1) Innerhalb von acht Monaten nach 

Schluss eines jeden Geschäftsjahres ist eine ordnungsgemäße Jahresab-

rechnung zu erstellen und der zuständigen Behörde durch den Vorstand 

der Stiftung vorzulegen. Die zuständige Behörde prüft die Erhaltung des 

Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße Verwendung der Nutzun-

gen des Stiftungsvermögens und des sonstigen Vermögens sowie der sat-

zungsgemäßen Verwendung der Zuwendungen von Dritten in dem von ihr 

für erforderlich gehaltenen Umfang.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: „Legt der Vorstand ei-

nen Prüfbericht einer unabhängigen Wirtschaftsprüferin oder eines unab-

hängigen Wirtschaftsprüfers, einer vereidigten Buchprüferin oder eines 

vereidigten Buchprüfers, einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einer ver-

gleichbaren Einrichtung, die eine qualitativ gleichwertige Prüfung sicher-

stellt, oder einer Behörde vor, hat sich dieser auf die Erhaltung des Stif-

tungsvermögens so-wie die satzungsgemäße Verwendung der Nutzungen 

des Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße Verwendung der Zu-

wendungen von Dritten zu erstrecken. Die zuständige Behörde soll von ei-

ner eigenen Prüfung absehen, wenn der Stiftung in dem Prüfvermerk ein 

uneingeschränkter Bestätigungsvermerk oder Prüfvermerk erteilt worden 

ist. 

c) Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3. 

d) Der bisherige Absatz 3 wird gestrichen. 

e) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 eingefügt: 

„(4) Abweichend von Absatz 1 haben Familienstiftungen einen Bericht 

über die Erfüllung des Stiftungszwecks und den Nachweis, dass das 

Grundstockvermögen erhalten worden ist, vorzulegen. 

(5) Abweichend von Absatz 1 haben Verbrauchsstiftungen einen Bericht 

über die Erfüllung des Stiftungszwecks und einen Nachweis über den sat-

zungsgemäßen Verbrauch des Stiftungsvermögens vorzulegen.“ 

f) Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 6 und wird wie folgt geändert: 

aa. In Satz 1 wird die Angabe „nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2“ durch 

die Angabe „Absatz 2“ ersetzt. 
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bb. Satz 2 wird gestrichen. 

cc. Satz 4 wird gestrichen. 

g) Der bisherige Absatz 5 wird gestrichen. 

h) Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 7 und erhält folgende Fassung:  

„(7) Das für Inneres zuständige Ministerium regelt durch Rechtsverord-

nung die mindestens zu erfüllenden Anforderungen an eine ordnungsge-

mäße Jahresabrechnung sowie ihre Bestandteile.“ 

4. In § 11 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und die Ernennung neuer Mitglie-

der verlangen“ gestrichen. 

5. Die Überschrift zu Abschnitt IV wird durch die Überschrift „Abschnitt IV Stif-

tungsverzeichnis“ ersetzt. 

6. § 13 erhält die Bezeichnung „weggefallen“.  

7. § 14 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das für Inneres zuständige Ministerium kann ein Verzeichnis aller Stiftun-

gen führen“. 

b) Nummer 4 wird gestrichen. 

c) Nummer 5 wird zu Nummer 4. 

d) Nummer 6 wird gestrichen. 

e) Die Nummern 7 und 8 werden zu Nummer 5 und 6. 

 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
(Stiftungsgesetz - StiftG) sowie zur Änderung weiterer Rechtsvorschriften 

Das Gesetz über rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts (Stiftungsgesetz - 

StiftG) sowie zur Änderung weiterer Rechtsvorschriften vom 30. Mai 2023 (GVOBl. 

Schl. H. S. 279) wird wie folgt geändert: 
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Artikel 6 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Artikel 1 § 9 Absatz 3 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 außer Kraft.“ 

 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tage nach seiner Verkün-

dung in Kraft. 

(2)  Artikel 1 tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 

 
 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

 

Kiel, 

 

 

D a n i e l  G ü n t e r  D r .  S a b i n e  S ü t t e r l i n -W a a c k  
Ministerpräsident Ministerin für Inneres, Kommunales, 

Wohnen und Sport 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Das derzeit geltende Stiftungsgesetz bestimmt, dass die Ausstellung von Vertretungs-

bescheinigungen mit Ablauf des Jahres 2025 endet. An dieser Stelle hat sich dringen-

der Änderungsbedarf ergeben. Nach § 9 Absatz 3 kann die zuständige Behörde eine 

Bescheinigung über die Befugnis zur rechtsgeschäftlichen Vertretung der Stiftung 

ausstellen. Die Gültigkeit dieser Regelung wird aktuell mit dem 31. Dezember 2025 

enden. Grund dafür ist die zum 1. Januar 2026 geplante Errichtung und der Betrieb 

eines bundeseinheitlichen Stiftungsregisters bei dem Bundesamt für Justiz. Das Stif-

tungsregister wird nach neuester Auskunft des Bundes zwar am 1. Januar 2026 sei-

nen Betrieb aufnehmen, jedoch erst zum 1. Januar .2027 vollständig aufgebaut und 

nutzbar sein. Da somit auch noch im Jahr 2026 Vertretungsbescheinigungen durch 

die Stiftungsaufsichtsbehörden ausgestellt werden müssen, ist die Geltungsdauer von 

§ 9 Absatz 3 zwingend in 2025 zu verlängern. Andernfalls können Stiftungen ihre Le-

gitimation für etwaige Rechtsgeschäfte nicht mehr nachweisen. Das Ziel der Verlän-

gerung der Ausstellung von Vertretungsbescheinigungen bis das Stiftungsregister 

vollständig aufgewachsen ist, wird durch das verschobene Außerkrafttretensdatum 

erreicht. 

Darüber hinaus hat die Anwendung des Stiftungsgesetzes seit dem 1. Juli 2023 ge-

zeigt, dass einige gesetzlich geregelte Abläufe in der Praxis für Stiftungen und Stif-

tungsaufsichtsbehörden effektiver und effizienter gestaltet werden sollten. Diese sol-

len zeitgleich umgesetzt werden. 

Die Voraussetzungen der Verbrauchsstiftungen ergeben sich abschließend aus den 

o. g. Bestimmungen des BGB. Daher war bislang von besonderen Regelungen für 

Verbrauchsstiftungen abgesehen worden. Um im Ländervergleich nicht als Land mit 

besonders strengen Regularien dazustehen und aus Gründen des Bürokratieabbaus 

soll dies geändert werden, indem die Vorgaben für die Rechnungslegung reduziert 

werden. 

 

  



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode Drucksache 20/#N!# 

7 

B. Besonderer Teil 
I. Zu Artikel 1 (Änderung des Stiftungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Inhaltsübersicht wird an die Veränderungen in den Paragrafen- und Abschnitts-

bezeichnungen angepasst. 

Zu Nummer 2 a - b 

Die geänderte Paragraphenbezeichnung beschreibt besser die bestehenden Pflich-

ten. 

In § 6 Absatz 1 Nummer 1 wurde die Pflicht zur Anzeige einer Adressänderung auf-

genommen, um das Stiftungsverzeichnis Schleswig-Holstein stets auf aktuellem 

Stand halten zu können. 

Durch die Streichung der Nummern 3 und 5 wird den Stiftungen mehr Eigenverant-

wortung gegeben und der Bürokratieaufwand für die Stiftungen reduziert. Die Ent-

schlusskraft der Organe soll gestärkt werden.  

Die Gewährung unentgeltlicher Zuwendungen, die nicht zur Erfüllung des Stiftungs-

zweckes vorgenommen werden sollen, ehemals geregelt unter Nr. 3, stellt einen sel-

tenen Anwendungsfall dar. Eine diesbezügliche Melde- oder Anzeigepflicht wird als 

entbehrlich angesehen. Gleiches gilt für die ehemalige Regelung unter Nr. 5. Sofern 

die Veräußerung oder wesentliche Veränderung der betroffenen Sachen Relevanz für 

den Stiftungszweck besitzen, sind sie nach Nr. 2 ohnehin unverzüglich anzuzeigen.  

Etwaige Pflichten aus dem Kulturgutschutzgesetz bestehen unabhängig von einer 

hier normierten Anzeigepflicht unverändert fort. Sollten nach Auffassung der Stif-

tungsbehörde solche Auskünfte in Einzelfällen dennoch notwendig sein, kann sie 

sich jederzeit nach § 9 Abs. 2 StiftG unterrichten lassen. 

Zu Nummer 2 c 

Die geänderte Formulierung ermöglicht neben einem Versand in Papierform auch ei-

nen elektronischen Versand nach § 126b BGB. 

Zu Nummer 3a 

Die Regelung wurde neu strukturiert und verschlankt, wenngleich inhaltlich damit 

keine Änderung verbunden ist. Es wird klargestellt, dass eine Jahresabrechnung zu 
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erstellen und anschließend der zuständigen Behörde vorzulegen ist. Die Landesver-

ordnung zu Mindestanforderungen nach § 8 Absatz 6 StiftG vom 15. Juli 2024 wird 

überarbeitet. Dort wird näher beschrieben werden, dass Vermögensübersicht und 

Bericht über die Erfüllung des Stiftungszweckes Bestandteile der Jahresabrechnung 

sind. Daher ist eine Konkretisierung der Bestandteile der Jahresabrechnung an die-

ser Stelle entbehrlich. Zudem wird in der Verordnung näher erläutert, dass die Buch-

führung und der Jahresabschluss den geltenden gesetzlichen Vorschriften zu ent-

sprechen hat. 

Für eine bessere Systematik wurde der bisherige Absatz 5 Satz 3 vorgezogen und in 

den Absatz 1 integriert. Es wird beschrieben, dass und in welchem Umfang eine Prü-

fung der Jahresabrechnung durch die Stiftungsaufsichtsbehörde zu erfolgen hat. 

Zu Nummer 3b 

Die bislang zur Erstellung eines Prüfberichts genannten Institutionen, die jetzt nicht 

mehr aufgeführt werden, also Einrichtungen im Sinne des § 340k Absatz 2 und 3 des 

Handelsgesetzbuches, sind künftig unter die Bezeichnung „vergleichbare Einrich-

tung, die eine qualitativ gleichwertige Prüfung sicherstellt“ zu subsummieren. U. a. 

bleiben die Revisionsabteilungen der Körperschaften des öffentlichen Rechts damit 

weiterhin berechtigt zur Erstellung eines Prüfberichtes. Darüber hinaus wird verdeut-

licht, dass sich der Prüfbericht auch auf die satzungsgemäße Verwendung der Zu-

wendungen Dritter erstreckt. 

In Satz 2 wird klargestellt, dass die zuständige Behörde im Fall eines uneinge-

schränkten Abschlussvermerks von einer eigenen Prüfung absehen soll, jedoch wei-

terhin die Möglichkeit hat, eine Prüfung der Jahresabrechnung vorzunehmen. 

Zu Nummer 3c 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung hinsichtlich der Absatznummerierung. 

Zu Nummer 3d 

Die Regelung wird gestrichen, wenngleich sie erst zum 1. Juli 2023 neu in das StiftG-

SH aufgenommen wurde. Sie schien mit Blick auf die in vielfältiger Hinsicht unter-

schiedlichen Vermögenszusammensetzungen der Stiftungen erforderlich, da das 

Grundstockvermögen einer Stiftung nicht mehr nur in klassischen Formen, wie Fest-
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geldkonto, Sparkonto, Bundesschatzbriefe etc., angelegt ist, sondern aus den unter-

schiedlichsten Vermögenswerten, z. B. Unternehmensbeteiligungen (GmbH- wie 

auch Kommanditanteile), Immobilienvermögen, Aktienvermögen, Sachvermögen be-

steht. Die Prüfung der Jahresabrechnung einer Stiftung erfordert die für die Beurtei-

lung der vorhandenen Vermögenswerte notwendigen umfassenden Kenntnisse. 

Die Regelung hat in der Praxis nicht nur zu Kritik, sondern auch zu Anwendungs-

problemen geführt. Sie sollte mindestens zur Erstellung des Abschlusses durch ei-

nen Wirtschaftsprüfer verpflichten, bei dem dieser erklärt, pflichtgemäß agiert zu ha-

ben. Eine solche Jahresabrechnung durch einen Angehörigen der prüfenden Berufe 

erfolgt jedoch nur in seltenen Fällen. Wenngleich jeder Wirtschaftsprüfer über die Be-

fähigung zur Erstellung einer Jahresabrechnung verfügt, sind eine Vielzahl nur bereit, 

eine Prüfung nach Abschlusserstellung durch einen Dritten vorzunehmen. Wenn je-

doch zunächst ein Buchhalter oder Steuerberater für die Erstellung der Jahresab-

rechnung und in einem zweiten Schritt ein Wirtschaftsprüfer für das Testat beauftragt 

werden muss, kann dies mit Blick auf die übrigen Verwaltungskosten der Stiftung zu 

unverhältnismäßigen Kosten führen. Zudem handelt es sich bei der Verpflichtung um 

einen Eingriff in den Stifterwillen, wenn dieser die Erstellung eines testierten Prüfbe-

richts nicht schon bei Errichtung der Stiftung vorgesehen hatte, der nicht mehr ge-

rechtfertigt erscheint. Die Regelung verfehlt damit das beabsichtigte Ziel. 

Darüber hinaus beklagen Stiftungen, dass sie das bisherige Verfahren, mit denen 

über viele Jahre gute Ergebnisse erzielt wurden, durch die Verpflichtung nicht fortfüh-

ren können. 

Auf Seiten der Stiftungsaufsichtsbehörden führt die Regelung in der Praxis nun einer-

seits zu einem erhöhten Beratungsbedarf und andererseits zu Prüfverfahren, in de-

nen die Voraussetzungen für die Ausnahmeregelung zu prüfen ist. Zudem haben die 

Stiftungsaufsichtsbehörden nicht selten trotz Testat in die Prüfung einzusteigen, da 

offensichtliche Fehler vorliegen. 

Zu Nummer 3e 

Die Aufsicht über Familienstiftungen vereinfacht. Dies dient der Entbürokratisierung 

und der Entlastung der Familienstiftungen. Anforderungen an den Bericht über die 

Erfüllung des Stiftungszweckes sind in der Landesverordnung zu Mindestanforderun-

gen nach § 8 Absatz 6 StiftG bereits näher erläutert. Es sollte bewusst die Möglich-

keit zu einer Vielzahl an Nachweismöglichkeiten geschaffen werden.  
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Dies ergänzt die Regelung des § 17 Abs. 2 Satz 1 zur eingeschränkten Aufsicht. 

Durch Einfügen des § 8 Absatz 5t wird die Aufsicht über Verbrauchsstiftungen ver-

einfacht. Dies dient der Entbürokratisierung und der Entlastung der Verbrauchsstif-

tungen. Anforderungen an den Bericht über die Erfüllung des Stiftungszweckes sind 

in der Landesverordnung zu Mindestanforderungen nach § 8 Absatz 6 StiftG bereits 

näher erläutert. 

Zu Nummer 3 f 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung: Die Regelung, dass sich der 

Prüfbericht insbesondere auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens und die sat-

zungsgemäße Verwendung des Stiftungsvermögens sowie der Zuwendungen von 

Dritten zu erstrecken hat, ist bereits in Absatz 2 getroffen. 

Zudem wird keine Notwendigkeit mehr gesehen, gesetzlich zu regeln, wann das Ver-

langen nach einem Prüfbericht als berechtigt anzusehen ist. Grundsätzlich verbieten 

sich anlasslose Prüfanforderungen. Vielmehr muss die zuständige Behörde ihre Er-

messensausübung konkret begründen. 

Zu Nummer 3 g 

Aufgrund der neuen Systematik befindet sich die Regelung nun im § 8 Absatz 2. 

Zu Nummer 3 h 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung: Die Bestandteile Jahresab-

rechnung werden in der Landesverordnung zu Mindestanforderungen nach § 8 Ab-

satz 6 StiftG festgelegt. Bei den gesetzlichen Anforderungen handelt es sich um Min-

deststandards, deren Überschreiten stets zulässig ist. Somit ist auch eine nach kauf-

männischen Grundsätzen aufgestellte Jahresabrechnung zulässig. 

Die gesonderten Anforderungen bei Familienstiftungen und Verbrauchsstiftungen 

sind bereits im Gesetz (§ 8 Absätze 4 und 5) festgelegt. Es bedarf daher an dieser 

Stelle keiner Verordnungsermächtigung mehr. 

Zu Nummer 4 

Die Streichung erfolgt, da in § 84c BGB nunmehr geregelt ist, dass die Stiftungs-

aufsichtsbehörden befugt sind, Organmitglieder befristet zu bestellen oder von der 
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satzungsmäßig vorgesehenen Zahl von Organmitgliedern befristet abzuweichen. 

Eine Regelung im Stiftungsgesetz ist daher nicht mehr erforderlich. 

Zu Nummer 5 

Da § 13 gestrichen wird, ist auch die Bezeichnung des betroffenen Abschnitts zu än-

dern. 

Zu Nummer 6 

Die Streichung dient der Entlastung der Stiftungen hinsichtlich anfallender Kosten so-

wie der Verwaltungsvereinfachung auf Seiten der Stiftungsaufsichtsbehörden. 

Eine Zulegung ist im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. Eine weitere Veröffentli-

chungspflicht wird nicht mehr als notwendig erachtet. 

Interessierte können sich über die Stiftungsdatenbank Schleswig-Holstein bzw. in Zu-

kunft über das Stiftungsregister des Bundes informieren. Hier sind auch Sitz, Kon-

taktadresse und Zweck der Stiftungen hinterlegt. Es ist davon auszugehen, dass das 

neu geschaffene Stiftungsregister für alle Interessierte das zentrale Informationsme-

dium sein wird. 

Die Streichung dient darüber hinaus der Entbürokratisierung. 

Zu Nummer 7 

Wenn das Bundesregister seinen Betrieb aufgenommen hat, wird zu evaluieren sein, 

ob das landeseigene Register fortgeführt oder aufgelöst wird. Aktuell ist jedoch noch 

unklar, ob und ggfs. wann sowie in welcher Form das Bundesregister seinen Betrieb 

aufnimmt. 

Durch die vorgeschlagene Änderung bedarf es keiner erneuten gesetzlichen Anpas-

sung, wenn nach Herstellung der vollständigen Funktionalität des Bundesregisters 

eine Entscheidung gegen die Fortführung des Verzeichnisses getroffen würde. Eine 

solche Entscheidung soll nur im Falle von Doppelstrukturen getroffen werden, wenn 

das Landesstiftungsverzeichnis keinen Mehrwert gegenüber dem Bundesregister 

darstellt. Zugleich eröffnet die Formulierung die Möglichkeit der Weiterführung und 

sorgt damit für Rechtssicherheit bei Stiftungsbehörden und Dritten. Insbesondere die 

durch das Stiftungsverzeichnis gegebene Informationsmöglichkeit für Dritte bleibt be-

stehen. Es stellt für die Stiftungen einen Mehrwert dar, welches das Bundesregister 

qualitativ nicht abdeckt. 
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Durch die Kann-Regelung des § 14 StiftG wird eine Beibehaltung der Stiftungsdaten-

bank (§ 14 Stiftungsverzeichnis) auch über den 31.12.2025 hinaus möglich. Die vor-

handene Datenbank bleibt für den Bürger mit den frei zugänglichen Informationen 

zunächst erhalten bis das zentrale Bundesstiftungsregister eingeführt ist und das In-

formationsinteresse an Stiftungen ausreichend befriedigen kann. 

Nummer 4 ist zu streichen, da die Angabe kaum Aussagekraft hat. Das Grundstock-

vermögen der Stiftung im Zeitpunkt der Stiftungsanerkennung entspricht vielfach 

nicht dem aktuell vorhandenen Stiftungsvermögen. 

Nummer 6 ist zu streichen, da diese Information für Interessierte keine Relevanz hat 

und es zudem später im Bundesregister sichtbar ist. 

 

II. Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über rechtsfähige Stiftungen des 
bürgerlichen Rechts (Stiftungsgesetz - StiftG) sowie zur Änderung weite-
rer Rechtsvorschriften) 

Das Ziel der Verlängerung der Ausstellung von Vertretungsbescheinigungen bis das 

Stiftungsregister vollständig aufgewachsen ist, wird durch das verschobene Außer-

krafttretensdatum erreicht. 

 

III. Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. Das Gesetz soll zum 1. Januar 2026 in Kraft 

treten, um einerseits keine Regelungslücke hinsichtlich der Vertretungsbescheinigun-

gen entstehen zu lassen. 

Zum anderen ist es sinnvoll, die Vorgaben für die Erstellung und Vorlage der Jahres-

abrechnungen mit dem Beginn des neuen Abrechnungszeitraumes zu ändern. 



 Stand: 16. Juli 2025 

Gesetz über rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
(Stiftungsgesetz – StiftG) 

Bisherige Regelung Neue Regelung Anmerkungen 

Inhaltsübersicht: 

Abschnitt I –  Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich
§ 2  Anerkennung
§ 3 Satzungsänderungen, Zulegung, Zusammen

legung, Auflösung durch die Stiftungsorgane 
§ 4 Satzungsänderungen, Zulegung, Zusammen- 
  legung, Aufhebung von Amts wegen
§ 5 Vermögensanfall

Abschnitt II –  Verwaltung der Stiftung

§ 6 Anzeigepflichtige Handlungen
§ 7 Buchführung, Inanspruchnahme des Grundstock

vermögens 
§ 8 Jahresabrechnung, Prüfbericht

Abschnitt III –  Aufsicht, Aufsichtsmaßnahmen

§ 9 Aufsicht, Unterrichtung, Vertretungs- 
 bescheinigung
§ 10 Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel
§ 11 Maßnahmen gegen Organmitglieder, Notmaß- 
 nahmen bei fehlenden Organmitgliedern
§ 12  Bestellung von Beauftragten

Abschnitt IV –  Bekanntmachungen,
Stiftungsverzeichnis 

§ 13 Bekanntmachungen

Inhaltsübersicht: 

Abschnitt I –  Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich
§ 2  Anerkennung
§ 3 Satzungsänderungen, Zulegung, Zusammen

legung, Auflösung durch die Stiftungsorgane 
§ 4 Satzungsänderungen, Zulegung, Zusammen- 
  legung, Aufhebung von Amts wegen
§ 5 Vermögensanfall

Abschnitt II –  Verwaltung der Stiftung

§ 6 Anzeigepflichten
§ 7 Buchführung, Inanspruchnahme des Grundstock

vermögens 
§ 8 Jahresabrechnung, Prüfbericht

Abschnitt III –  Aufsicht, Aufsichtsmaßnahmen

§ 9 Aufsicht, Unterrichtung, Vertretungs- 
 bescheinigung
§ 10 Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel
§ 11 Maßnahmen gegen Organmitglieder, Notmaß- 
 nahmen bei fehlenden Organmitgliedern
§ 12  Bestellung von Beauftragten

Abschnitt IV –  Stiftungsverzeichnis

§ 13 (weggefallen)

Da § 13 gestrichen wird, muss auch die Be-
zeichnung des Abschnitts angepasst werden. 
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§ 14 Stiftungsverzeichnis 

Abschnitt V –  Besondere Stiftungen 

§ 15 Kommunale Stiftungen 
§ 16 Kirchliche Stiftungen 
§ 17 Familienstiftungen 

Abschnitt VI –  Zuständigkeiten 

§ 18 Zuständigkeiten; Übergang von Zuständigkeiten 
§ 19 Rechtstellung bestehender Stiftungen 

Abschnitt I – Allgemeine Vorschriften    

§ 1 Geltungsbereich 

Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes sind die rechtsfähi-
gen Stiftungen des bürgerlichen Rechts (§§ 80 bis 88 
des Bürgerlichen Gesetzbuches - BGB), die ihren Sitz 
im Land Schleswig-Holstein haben. 

 Keine Änderungen 

§ 2 Anerkennung 

(1) Die Anerkennung einer rechtsfähigen Stiftung nach 
§ 80 Absatz 2 BGB erteilt das für Inneres zustän-
dige Ministerium im Benehmen mit dem fachlich zu-
ständigen Ministerium.  

(2) Ist das Land Schleswig-Holstein Stifter oder Mitstif-
ter oder erhält die Stiftung Zuwendungen des Lan-
des Schleswig-Holstein, ist vor der Anerkennung 
auch das Benehmen mit dem Finanzministerium 
herzustellen.  

(3) Die Anerkennung ist schriftlich zu erteilen.  

 Keine Änderungen 
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§ 3 Satzungsänderungen, Zulegung, Zusammen-
legung, Auflösung durch die  Stiftungsorgane  

(1) Die Genehmigung von Satzungsänderungen, einer 
Zulegung oder Zusammenlegung von Stiftungen so-
wie von Auflösungen (§ 85a Absatz 1, § 86b Absatz 
1, § 87 Absatz 3 BGB) erteilt die zuständige Be-
hörde. 

(2) Genehmigungen nach Absatz 1 sind schriftlich zu 
erteilen.  

 Keine Änderungen 

§ 4 Satzungsänderungen, Zusammenlegung, Zu-
legung, Aufhebung von Amts wegen 

(1) Behördliche Entscheidungen über Satzungsände-
rungen, die Zulegung oder Zusammenlegung sowie 
über die Aufhebung (§ 85a Absatz 2, § 86b Absatz 
2, § 87a BGB) ergehen durch die zuständige Be-
hörde. In den Fällen einer Zulegung oder Zusam-
menlegung ergehen sie im Benehmen mit dem fach-
lich zuständigen Ministerium. 

(2) Entscheidungen nach Absatz 1 sind schriftlich zu er-
teilen.  

 Keine Änderungen 

§ 5 Vermögensanfall 

(1) Bestimmt die Satzung der Stiftung für den Fall ihrer 
Aufhebung (§ 87a BGB) oder Auflösung (§§ 87, 87b 
BGB) keinen Anfallberechtigten und ist in ihr auch 
nicht vorgesehen, dass der Anfallberechtigte durch 
ein Stiftungsorgan bestimmt werden soll (§ 87c Ab-
satz 1 Satz 3 BGB), fällt das Vermögen der Stiftung 
einschließlich der Verbindlichkeiten bei einer 

 Keine Änderungen 
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1. kommunalen Stiftung (§ 15) an die kommunale 
Körperschaft, 
2. kirchlichen Stiftung (§ 16) an die Aufsicht füh-
rende Kirche, 
3. anderen Stiftung an das Land (Fiskus).  
Ist ein Anfallberechtigter nach Satz 1 Nummer 2 
nicht vorhanden, so fällt das Vermögen an den Fis-
kus.  

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 
2 gelten die Vorschriften über eine dem Fiskus als 
gesetzlichem Erben anfallende Erbschaft und § 46 
Satz 2 BGB entsprechend.  

Abschnitt II – Verwaltung der Stiftung   

§ 6 Anzeigepflichtige Handlungen 

(1) Der Vorstand der Stiftung hat der zuständigen Be-
hörde unverzüglich anzuzeigen: 
1. Bestellungen oder Wiederbestellungen von Mit-

gliedern der Stiftungsorgane sowie jede Ände-
rung in der Zusammensetzung von Stiftungsor-
ganen, 

2. Umschichtungen des Stiftungsvermögens, die 
für den Bestand der Stiftung bedeutsam sind 
und bei denen es sich nicht um Zuwächse aus 
der Umschichtung von Grundstockvermögen (§ 
83c Absatz 1 Satz 3 BGB) handelt,  

3. die Gewährung unentgeltlicher Zuwendungen, 
die nicht zur Erfüllung des Stiftungszweckes 
vorgenommen werden sollen, 

4. das Eingehen von Rechtsgeschäften, die nicht 
zu den Rechtsgeschäften des laufenden Ge-
schäftsbetriebes gehören, 

§ 6 Anzeigepflichten 

(1) Der Vorstand der Stiftung hat der zuständigen Be-
hörde unverzüglich anzuzeigen: 
1. Bestellungen oder Wiederbestellungen von Mit-

gliedern der Stiftungsorgane sowie jede Ände-
rung in der Zusammensetzung von Stiftungsor-
ganen oder der Anschrift, 

2. Umschichtungen des Stiftungsvermögens, die 
für den Bestand der Stiftung bedeutsam sind 
und bei denen es sich nicht um Zuwächse aus 
der Umschichtung von Grundstockvermögen (§ 
83c Absatz 1 Satz 3 BGB) handelt, sowie 

3. die Gewährung unentgeltlicher Zuwendungen, 
die nicht zur Erfüllung des Stiftungszweckes 
vorgenommen werden sollen, 

3. das Eingehen von Rechtsgeschäften, die nicht 
zu den Rechtsgeschäften des laufenden Ge-
schäftsbetriebes gehören. 

Klarstellung des Wortlauts der Überschrift. 

Neu aufgenommen wurde in Nr. 1 die Anzeige-
pflicht bei einer Adressänderung. Dies ist erfor-
derlich, damit das Stiftungsverzeichnis jeweils 
auf dem aktuellen Stand gehalten werden 
kann. 

Durch die Streichung der Ziffern 3 und 5 wird 
den Stiftungen mehr Eigenverantwortung ge-
geben und der Bürokratieaufwand für die Stif-
tungen reduziert. Die Entschlusskraft der Or-
gane soll gestärkt werden. 

Die Gewährung unentgeltlicher Zuwendungen, 
die nicht zur Erfüllung des Stiftungszweckes 
vorgenommen werden sollen, ehemals gere-
gelt unter Nr. 3, stellt einen seltenen Anwen-
dungsfall dar. Eine diesbezügliche Melde- oder 
Anzeigepflicht wird als entbehrlich angesehen. 
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5. die Veräußerung oder wesentliche Veränderung 

von Sachen, die einen besonderen wissen-
schaftlichen, geschichtlichen oder künstleri-
schen Wert haben. 

5. die Veräußerung oder wesentliche Veränderung 
von Sachen, die einen besonderen wissen-
schaftlichen, geschichtlichen oder künstleri-
schen Wert haben. 
 

Gleiches gilt für die ehemalige Regelung unter 
Nr. 5. Sofern die Veräußerung oder wesentli-
che Veränderung der betroffenen Sachen Re-
levanz für den Stiftungszweck besitzen, sind 
sie nach Nr. 2 ohnehin unverzüglich anzuzei-
gen. Etwaige Pflichten aus dem Kulturschutz-
gesetz bestehen unabhängig von einer hier 
normierten Anzeigepflicht unverändert fort.  

Sollten nach Auffassung der Stiftungsbehörde 
solche Auskünfte in Einzelfällen dennoch not-
wendig sein, kann sie sich jederzeit nach § 9 
Abs. 2 StiftG unterrichten lassen. 

 

(2) Widerspricht die zuständige Behörde einer nach Ab-
satz 1 Nummer 2 bis 5 angezeigten Maßnahme 
nicht schriftlich innerhalb von vier Wochen seit Zu-
gang der Anzeige, kann die Maßnahme durchge-
führt werden. § 111a des Landesverwaltungsgeset-
zes gilt entsprechend.  

(2) Widerspricht die zuständige Behörde einer nach Ab-
satz 1 Nummer 2 bis 3 angezeigten Maßnahme 
nicht in Textform innerhalb von vier Wochen seit Zu-
gang der Anzeige, kann die Maßnahme durchge-
führt werden. § 111a des Landesverwaltungsgeset-
zes gilt entsprechend. 

Redaktionelle Folgeänderung 

Die geänderte Formulierung ermöglicht einen 
elektronischen Versand nach § 126b BGB. 

 

(3) Die zuständige Behörde kann bei den in Absatz 1 
Nummer 2 bis 5 genannten Maßnahmen Ausnah-
men von der Anzeigepflicht zulassen. 

(3) Die zuständige Behörde kann bei den in Absatz 1 
Nummer 2 und 3 genannten Maßnahmen Ausnah-
men von der Anzeigepflicht zulassen. 

Redaktionelle Folgeänderung 

 

§ 7 Buchführung, Inanspruchnahme des Grund-
stockvermögens 

(1) Über den Bestand und die Veränderungen des Stif-
tungsvermögens sowie alle Einnahmen und Ausga-
ben der Stiftung ist ordnungsgemäß Buch zu führen.  

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag der Stif-
tung eine zeitlich begrenzte Ausnahme von der 

  

Keine Änderungen 
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Pflicht zur ungeschmälerten Erhaltung des Grund-
stockvermögens (§ 83c Absatz 1 Satz 1 BGB) zu-
lassen, wenn dadurch die dauernde und nachhaltige 
Erfüllung des Stiftungszwecks nicht beeinträchtigt 
wird. In dem Antrag ist die Notwendigkeit und die 
Dauer der Inanspruchnahme sowie das in Anspruch 
genommene Grundstockvermögen darzulegen. Der 
Antrag soll auch Angaben darüber enthalten, auf 
welche Weise und in welchem Zeitraum der in An-
spruch genommene Teil des Grundstockvermögens 
wieder zurückgeführt werden kann.  

§ 8 Jahresabrechnung, Prüfbericht 

(1) Innerhalb von acht Monaten nach Schluss eines je-
den Geschäftsjahres ist der zuständigen Behörde 
durch den Vorstand der Stiftung ein Bericht über die 
Erfüllung des Stiftungszweckes mit 
1. einer ordnungsgemäßen Jahresabrechnung und 

einer Vermögensübersicht oder 
2. einem Prüfbericht einer Behörde, einer Einrich-

tung im Sinne des § 340k Absatz 2 und 3 des 
Handelsgesetzbuches, eines Prüfungsverban-
des, einer öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfe-
rin oder eines öffentlich bestellten Wirtschafts-
prüfers, einer vereidigten Buchprüferin oder ei-
nes vereidigten Buchprüfers, einer anerkannten 
Wirtschafts- oder Buchprüfungsgesellschaft o-
der einer vergleichbaren Einrichtung, die eine 
qualitativ gleichwertige Prüfung sicherstellt, ein-
zureichen.  

 

§ 8 Jahresabrechnung, Prüfbericht 

(1) Innerhalb von acht Monaten nach Schluss eines je-
den Geschäftsjahres ist eine ordnungsgemäße Jah-
resabrechnung zu erstellen und der zuständigen Be-
hörde durch den Vorstand der Stiftung vorzulegen.  
Die zuständige Behörde prüft die Erhaltung des Stif-
tungsvermögens und die satzungsgemäße Verwen-
dung der Nutzungen des Stiftungsvermögens, des 
sonstigen Vermögens sowie der Zuwendungen von 
Dritten in dem von ihr für erforderlich gehaltenen 
Umfang. 

(2) Legt der Vorstand einen Prüfbericht einer unabhän-
gigen Wirtschaftsprüferin oder eines unabhängigen 
Wirtschaftsprüfers, einer vereidigten Buchprüferin o-
der eines vereidigten Buchprüfers, einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, einer vergleichbaren 
Einrichtung, die eine qualitativ gleichwertige Prüfung 
sicherstellt, oder einer Behörde vor, hat sich dieser 
auf die Erhaltung des Stiftungsvermögens sowie die 
satzungsgemäße Verwendung der Nutzungen des 

 

Zu Absatz 1, Satz 1: 
Die Regelung wurde neu strukturiert und ver-
schlankt, wenngleich inhaltlich damit keine Än-
derung verbunden ist. Es wird lediglich klarge-
stellt, dass eine Jahresabrechnung zu erstellen 
und anschließend der zuständigen Behörde 
vorzulegen ist. 
In der Verordnung wird klargestellt, dass Ver-
mögensübersicht und Bericht über die Erfül-
lung des Stiftungszweckes Bestandteile der 
Jahresabrechnung sind. Daher ist eine Kon-
kretisierung der Bestandteile der Jahresab-
rechnung an dieser Stelle entbehrlich. Zudem 
wird in der Verordnung näher erläutert, dass 
die Buchführung und der Jahresabschluss den 
geltenden gesetzlichen Vorschriften zu ent-
sprechen hat. 
Zu Absatz 1, Satz 2: 
Für eine bessere Systematik wurde der bishe-
rigen Absatz 5 Satz 3 an dieser Stelle platziert. 
Damit wird die Prüfung der Jahresabrechnung 
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Der Prüfbericht nach Satz 1 Nummer 2 hat sich 
insbesondere auch auf die Erhaltung des Stif-
tungsvermögens und die satzungsgemäße Ver-
wendung der Nutzungen des Stiftungsvermö-
gens sowie der Zuwendungen von Dritten zu er-
strecken; das Ergebnis ist in einem Abschluss-
vermerk festzustellen.  

Stiftungsvermögens und die satzungsgemäße Ver-
wendung der Zuwendungen von Dritten zu erstre-
cken. 
Die zuständige Behörde soll von einer eigenen Prü-
fung absehen, wenn der Stiftung in dem Prüfver-
merk ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk o-
der Prüfvermerk erteilt worden ist. 

 

durch die Stiftungsaufsichtsbehörde beschrie-
ben. 

Zu Absatz 2, Satz 1: 
Die bislang zur Erstellung eines Prüfberichts 
genannten Einrichtungen im Sinne des § 340k 
Absatz 2 und 3 des Handelsgesetzbuches , 
sind künftig unter die Bezeichnung „vergleich-
bare Einrichtung, die eine qualitativ gleichwer-
tige Prüfung sicherstellt,“ zu subsummieren. 
Damit sind auch die Revisionsabteilungen von 
Kreditinstituten, beispielsweise der Sparkas-
sen des öffentlichen Rechts, einbezogen. 
Darüber hinaus wird verdeutlicht, dass sich der 
Prüfbericht auch auf die satzungsgemäße Ver-
wendung der Zuwendungen Dritter erstreckt.. 

Zu Absatz 2, Satz 2: 
Es wird klargestellt, dass die zuständige Be-
hörde im Fall eines uneingeschränkten Ab-
schlussvermerks von einer eigenen Prüfung 
absehen soll. 

(2) Auf Antrag der Stiftung kann die zuständige Be-
hörde die Vorlagefrist nach Absatz 1 verlängern. 
Stiftungen mit jährlich im Wesentlichen gleichblei-
benden Einnahmen und Ausgaben kann die Be-
hörde gestatten, eine Jahresabrechnung über meh-
rere Jahre zusammengefasst einzureichen. Dieser 
Zeitraum soll 3 Geschäftsjahre der Stiftung nicht 
überschreiten.  

(3) Auf Antrag der Stiftung kann die zuständige Be-
hörde die Vorlagefrist nach Absatz 1 verlängern. 
Stiftungen mit jährlich im Wesentlichen gleichblei-
benden Einnahmen und Ausgaben kann die Be-
hörde gestatten, eine Jahresabrechnung über meh-
rere Jahre zusammengefasst einzureichen. Dieser 
Zeitraum soll 3 Geschäftsjahre der Stiftung nicht 
überschreiten. 

Redaktionelle Folgeänderungen hinsichtlich 
der Absatznummerierung 
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 (4) Abweichend von Absatz 1 haben Familienstiftungen 
einen Bericht über die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks und den Nachweis, dass das Grundstock-
vermögen erhalten worden ist, vorzulegen. 

Damit wird die Aufsicht über Familienstiftungen 
gelockert. Dies dient der Entbürokratisierung 
und der Entlastung der Familienstiftungen. 

Anforderungen an den Bericht über die Erfül-
lung des Stiftungszweckes sind in der Verord-
nung bereits näher erläutert. 

Es sollte bewusst die Möglichkeit zu einer Viel-
zahl an Nachweismöglichkeiten geschaffen 
werden. 

Dies ergänzt die Regelung des § 17 Abs. 2 
Satz 1 zur eingeschränkten Aufsicht. 

 (5) Abweichend von Absatz 1 haben Verbrauchsstiftun-
gen einen Bericht über die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks und einen Nachweis über den satzungsge-
mäßen Verbrauch des Stiftungsvermögens vorzule-
gen. 

Damit wird die Aufsicht über Verbrauchsstiftun-
gen gelockert. Dies dient der Entbürokratisie-
rung und der Entlastung der Verbrauchsstiftun-
gen. 

Anforderungen an den Bericht über die Erfül-
lung des Stiftungszweckes sind in der Verord-
nung bereits näher erläutert. 

(3) Soweit der Stifter nicht bereits bei Errichtung der 
Stiftung für die Jahresabrechnung einen Prüfbericht 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 vorgese-
hen hat, ist ein solcher vorzulegen, wenn das zu er-
haltende Grundstockvermögen mindestens 2 000 
000 Euro beträgt. Auf Antrag der Stiftung kann die 
zuständige Behörde eine Ausnahme von der Pflicht 
zur Vorlage eines nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
erstellten Prüfberichtes zulassen, sofern die Vorlage 
für die Stiftung eine unbillige Härte darstellt. 

(3) Soweit der Stifter nicht bereits bei Errichtung der 
Stiftung für die Jahresabrechnung einen Prüfbericht 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 vorgese-
hen hat, ist ein solcher vorzulegen, wenn das zu er-
haltende Grundstockvermögen mindestens 2 000 
000 Euro beträgt. Auf Antrag der Stiftung kann die 
zuständige Behörde eine Ausnahme von der Pflicht 
zur Vorlage eines nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
erstellten Prüfberichtes zulassen, sofern die Vorlage 
für die Stiftung eine unbillige Härte darstellt. 

Die Regelung wird gestrichen, wenngleich sie 
erst zum 1.7.2023 neu in das StiftG-SH aufge-
nommen wurde. Sie schien mit Blick auf die in 
vielfältiger Hinsicht unterschiedlichen Vermö-
genszusammensetzungen der Stiftungen erfor-
derlich, da das Grundstockvermögen einer 
Stiftung nicht mehr nur in klassischen Formen, 
wie Festgeldkonto, Sparkonto, Bundesschatz-
briefe etc., angelegt ist, sondern aus den un-
terschiedlichsten Vermögenswerten, z. B. Un-
ternehmensbeteiligungen (GmbH- wie auch 
Kommanditanteile), Immobilienvermögen, Ak-
tienvermögen, Sachvermögen besteht. Die 
Prüfung der Jahresabrechnung einer Stiftung 
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erfordert die für die Beurteilung der vorhande-
nen Vermögenswerte notwendigen umfassen-
den Kenntnisse.  

Die Regelung hat in der Praxis nicht nur zu Kri-
tik, sondern auch zu Schwierigkeiten geführt. 
Sie sollte mindestens zur Erstellung des Ab-
schlusses durch einen Wirtschaftsprüfer ver-
pflichten, bei dem dieser erklärt, pflichtgemäß 
agiert zu haben. Eine solche Jahresabrech-
nung durch einen Angehörigen der prüfenden 
Berufe erfolgt jedoch nur in seltenen Fällen. 
Wenngleich jeder Wirtschaftsprüfer über die 
Befähigung zur Erstellung einer Jahresabrech-
nung verfügt, sind eine Vielzahl nur bereit, eine 
Prüfung nach Abschlusserstellung durch einen 
Dritten vorzunehmen. Wenn jedoch zunächst 
ein Buchhalter oder Steuerberater für die Er-
stellung der Jahresabrechnung und in einem 
zweiten Schritt ein Wirtschaftsprüfer für das 
Testat beauftragt werden muss, kann dies mit 
Blick auf die übrigen Verwaltungskosten der 
Stiftung zu unverhältnismäßigen Kosten füh-
ren. Zudem handelt es sich bei der Verpflich-
tung um einen Eingriff in den Stifterwillen, 
wenn dieser die Erstellung eines testierten 
Prüfberichts nicht schon bei Errichtung der 
Stiftung vorgesehen hatte, der nicht mehr ge-
rechtfertigt erscheint. Die Regelung verfehlt 
damit das beabsichtigte Ziel. 

Darüber hinaus beklagen Stiftungen, dass sie 
das bisherige Verfahren, mit denen über viele 
Jahre gute Ergebnisse erzielt wurden, durch 
die Verpflichtung nicht fortführen können. 
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Auf Seiten der Stiftungsaufsichtsbehörden 
führt die Regelung in der Praxis nun einerseits 
zu einem erhöhten Beratungsbedarf und ande-
rerseits zu Prüfverfahren, in denen die Voraus-
setzungen für die Ausnahmeregelung zu prü-
fen ist. Zudem haben die Stiftungsaufsichtsbe-
hörden nicht selten trotz Testat in die Prüfung 
einzusteigen, da offensichtliche Fehler vorlie-
gen. 

(4) Unbeschadet der Regelung in Absatz 3 Satz 1 ers-
ter Halbsatz hat der Vorstand auf Kosten der Stif-
tung der zuständigen Behörde auf deren berechtig-
tes Verlangen hin einen Prüfbericht nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 vorzulegen. Das Verlangen der 
Behörde gilt insbesondere dann als berechtigt, 
wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Stif-
tung ihrer Verpflichtung zur  

1. ordnungsgemäßen Buchführung, 

2. ungeschmälerten Erhaltung des Grundstockver-
mögens,  

3. satzungsgemäßen Verwendung  

a) der Nutzungen des Stiftungsvermögens (§ 
83c Absatz 1 Satz 2 BGB),  

b) des Vermögens der Verbrauchsstiftung (§ 
83b Absatz 1 Satz 2 BGB) oder 

4. satzungsgemäßen Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks  

(6) Der Vorstand hat auf Kosten der Stiftung der zu-
ständigen Behörde auf deren berechtigtes Verlan-
gen hin einen Prüfbericht nach Absatz 2 vorzulegen. 
Das Verlangen darf nicht lediglich zu dem Zweck 
geäußert werden, um der zuständigen Behörde die 
ihr obliegende Aufsicht zu erleichtern. 

Das Verlangen der Behörde gilt insbesondere dann 
als berechtigt, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass die Stiftung ihrer Verpflichtung zur  

1. ordnungsgemäßen Buchführung, 

2. ungeschmälerten Erhaltung des Grundstockver-
mögens,  

3. satzungsgemäßen Verwendung  

c) der Nutzungen des Stiftungsvermögens (§ 
83c Absatz 1 Satz 2 BGB),  

d) des Vermögens der Verbrauchsstiftung (§ 
83b Absatz 1 Satz 2 BGB) oder 

4. satzungsgemäßen Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks  

Redaktionelle Folgeänderung: 
Die Regelung, dass sich der Prüfbericht insbe-
sondere auf die Erhaltung des Stiftungsvermö-
gens und die satzungsgemäße Verwendung 
des Stiftungsvermögens sowie der Zuwendun-
gen von Dritten zu erstrecken hat, ist bereits in 
Absatz 2 getroffen. 

 

Zudem wird keine Notwendigkeit mehr gese-
hen, gesetzlich zu regeln, wann das Verlangen 
nach einem Prüfbericht als berechtigt anzuse-
hen ist. Grundsätzlich verbieten sich anlass-
lose Prüfanforderungen. Vielmehr muss die 
zuständige Behörde ihre Ermessensausübung 
konkret begründen. 
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nicht nachkommt. Das Verlangen darf nicht lediglich 
zu dem Zweck geäußert werden, um der zuständi-
gen Behörde die ihr obliegende Aufsicht zu erleich-
tern. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

nicht nachkommt. Das Verlangen darf nicht ledig-
lich zu dem Zweck geäußert werden, um der zu-
ständigen Behörde die ihr obliegende Aufsicht zu 
erleichtern. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Bei Vorlage eines Prüfberichtes nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 bedarf es keiner nochmaligen Rech-
nungsprüfung durch die zuständige Behörde, wenn 
der Stiftung in dem Prüfbericht ein uneingeschränk-
ter Abschlussvermerk erteilt worden ist. Satz 1 gilt 
nicht für einen nach Absatz 4 vorgelegten Prüfbe-
richt. Im Übrigen prüft die zuständige Behörde die 
Erhaltung des Stiftungsvermögens und die sat-
zungsgemäße Verwendung der Nutzungen des Stif-
tungsvermögens, des sonstigen Vermögens sowie 
der Zuwendungen von Dritten in dem von ihr für er-
forderlich gehaltenen Umfang. 

(6) Bei Vorlage eines Prüfberichtes nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 2 bedarf es keiner nochmaligen Rech-
nungsprüfung durch die zuständige Behörde, wenn 
der Stiftung in dem Prüfbericht ein uneingeschränk-
ter Abschlussvermerk erteilt worden ist. Satz 1 gilt 
nicht für einen nach Absatz 6 vorgelegten Prüfbe-
richt. Im Übrigen prüft die zuständige Behörde die 
Erhaltung des Stiftungsvermögens und die sat-
zungsgemäße Verwendung der Nutzungen des Stif-
tungsvermögens, des sonstigen Vermögens sowie 
der Zuwendungen von Dritten in dem von ihr für er-
forderlich gehaltenen Umfang. 

 

Neue Systematik (siehe § 8 Absatz 2) 

(6) Das für Inneres zuständige Ministerium regelt durch 
Rechtsverordnung die mindestens zu erfüllenden 
Anforderungen 

1. einer ordnungsgemäßen Jahresabrechnung, 

2. einer Vermögensübersicht und 

3. des Berichtes über die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks. 

In der nach Satz 1 zu erlassenden Rechtsverord-
nung kann für Familienstiftungen und Verbrauchs-
stiftungen hinsichtlich der Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Jahresabrechnung von Absatz 1 

(7) Das für Inneres zuständige Ministerium regelt durch 
Rechtsverordnung die mindestens zu erfüllenden 
Anforderungen an eine ordnungsgemäße Jahresab-
rechnung sowie ihre Bestandteile. 

In der nach Satz 1 zu erlassenden Rechtsverord-
nung kann für Familienstiftungen und Verbrauchs-
stiftungen hinsichtlich der Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Jahresabrechnung von Absatz 1 
Nummer 1 und 2 sowie Absatz 3 abgewichen wer-
den. 

 

Redaktionelle Folgeanpassung: 
Die Bestandteile Jahresabrechnung werden in 
der Verordnung festgelegt. 

Bei den gesetzlichen Anforderungen handelt 
es sich um Mindeststandards, deren Über-
schreiten stets zulässig ist. 
Somit ist auch eine nach kaufmännischen 
Grundsätzen aufgestellte Jahresabrechnung 
zulässig. 

Die gesonderten Anforderungen bei Familien-
stiftungen und Verbrauchsstiftungen sind be-
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Nummer 1 und 2 sowie Absatz 3 abgewichen wer-
den.  

reits im Gesetz (§ 8 Absätze 4 und 5) festge-
legt. Es bedarf daher an dieser Stelle keine 
Verordnungsermächtigung mehr. 

 

Abschnitt III – Aufsicht, Aufsichtsmaßnahmen   

§ 9 Aufsicht, Unterrichtung, Vertretungsbeschei-
nigung 

(1) Die zuständige Behörde übt die Aufsicht darüber 
aus, dass die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buches über die rechtsfähigen Stiftungen, die Vor-
schriften dieses Gesetzes einschließlich der dazu 
erlassenen Rechtsvorschriften sowie das Stiftungs-
geschäft und die Stiftungssatzung beachtet werden. 

(2) Die zuständige Behörde kann sich jederzeit über 
alle Angelegenheiten der Stiftung unterrichten, so-
weit es zur ordnungsgemäßen Aufsicht erforderlich 
ist; sie kann insbesondere Einrichtungen der Stif-
tung besichtigen sowie Berichte, Akten, Beschlüsse, 
Sitzungsniederschriften und sonstige Unterlagen 
einsehen oder auf Kosten der Stiftung anfordern, 
ferner die Geschäfts- und Kassenführung prüfen o-
der auf Kosten der Stiftung durch Sachverständige 
prüfen lassen. Der Vorstand hat die zuständige Be-
hörde und die von ihr beauftragten Sachverständi-
gen bei der Prüfung auf Verlangen zu unterstützen.  

(3) Auf Antrag der Stiftung erteilt die zuständige Be-
hörde eine Bescheinigung über die Befugnis zur 
rechtsgeschäftlichen Vertretung der Stiftung (Vertre-
tungsbescheinigung). In der Vertretungsbescheini-
gung sind die Satzungsbestimmungen, auf die sich 

 Keine Änderungen 
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die Berechtigung zur rechtsgeschäftlichen Vertre-
tung stützt, sowie die Personen, die zur rechtsge-
schäftlichen Vertretung befugt sind, anzugeben. Mit 
dem Antrag ist die satzungsgemäße Bestellung der 
zur Vertretung der Stiftung berechtigten Personen 
durch Vorlage entsprechender Unterlagen nachzu-
weisen.  

§ 10 Beanstandung, Anordnung, Zwangsmittel 

(1) Die zuständige Behörde kann Beschlüsse und Maß-
nahmen der Stiftungsorgane, die gegen die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die 
rechtsfähigen Stiftungen, die Vorschriften dieses 
Gesetzes oder der dazu ergangenen Rechtsvor-
schriften sowie gegen das Stiftungsgeschäft oder 
die Stiftungssatzung verstoßen, beanstanden. Sie 
kann verlangen, dass derartige Beschlüsse nicht 
vollzogen oder, soweit rechtlich möglich, bereits 
ausgeführte Maßnahmen rückgängig gemacht wer-
den.  

(2) Kommt die Stiftung ihren Pflichten oder Aufgaben 
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches über die rechtsfähigen Stiftungen, den Vor-
schriften dieses Gesetzes oder der dazu ergange-
nen Rechtsvorschriften sowie nach dem Stiftungs-
geschäft oder der Stiftungssatzung nicht nach, so 
kann die zuständige Behörde anordnen, dass die 
Stiftung innerhalb einer angemessenen Frist das Er-
forderliche veranlasst.  

(3) Kommt eine Stiftung einem von der zuständigen Be-
hörde nach Absatz 1 geäußerten Verlangen oder ei-
ner nach Absatz 2 getroffenen Anordnung innerhalb 

 Keine Änderungen 
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der gesetzten Frist nicht nach, kann die zuständige 
Behörde Zwangsmittel nach § 235 Landesverwal-
tungsgesetz, insbesondere Zwangsgeld und Ersatz-
vornahme, ergreifen. Bei Gefahr im Verzug bedarf 
es keiner Fristsetzung und Androhung.  

§ 11 Maßnahmen gegen Organmitglieder, Notmaß-
nahmen bei fehlenden Organmitgliedern 

(1) Die zuständige Behörde kann Mitgliedern der Stif-
tungsorgane aus wichtigem Grund, insbesondere 
wegen grober Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geschäftsführung, ihre Tätigkeit 
einstweilen untersagen oder sie abberufen und die 
Ernennung neuer Mitglieder verlangen. Ein Rechts-
behelf, der sich gegen die einstweilige Untersagung 
der Tätigkeit oder die Abberufung richtet, hat keine 
aufschiebende Wirkung.  

(2) Ein durch die zuständige Behörde abberufenes Mit-
glied eines Stiftungsorgans darf nicht erneut berufen 
werden.  

(3) Die nach § 84c BGB notwendigen Maßnahmen bei 
fehlenden Organmitgliedern trifft die zuständige Be-
hörde. 

§ 11 Maßnahmen gegen Organmitglieder, Notmaß-
nahmen bei fehlenden Organmitgliedern 

(1) Die zuständige Behörde kann Mitgliedern der Stif-
tungsorgane aus wichtigem Grund, insbesondere 
wegen grober Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geschäftsführung, ihre Tätigkeit 
einstweilen untersagen oder sie abberufen und die 
Ernennung neuer Mitglieder verlangen. Ein Rechts-
behelf, der sich gegen die einstweilige Untersagung 
der Tätigkeit oder die Abberufung richtet, hat keine 
aufschiebende Wirkung.  
 

 

 

Die Streichung erfolgt, da in § 84c BGB 
nunmehr geregelt ist, dass die Stiftungs-
aufsichtsbehörden Organmitglieder befris-
tet zu bestellen oder von der satzungsmä-
ßig vorgesehenen Zahl von Organmitglie-
dern befristet abzuweichen.  

§ 12 Bestellung von Beauftragten 

(1) Wenn und solange es zur ordnungsgemäßen Ver-
waltung der Stiftung erforderlich ist und die Befug-
nisse der zuständigen Behörde nach den §§ 9 bis 
11 nicht ausreichen, kann die zuständige Behörde 
Beauftragte bestellen, die alle oder einzelne Aufga-
ben von Stiftungsorganen auf Kosten der Stiftung 
wahrnehmen. Der Aufgabenbereich der oder des 
Beauftragten und ihre oder seine Befugnisse sind in 

 Keine Änderungen 
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einer Bestallungsurkunde festzulegen; insoweit ruht 
die Befugnis der Stiftungsorgane. 

(2) Die Bestellung darf nicht erfolgen, um ein fehlendes 
Organmitglied zu ersetzen.  

Abschnitt IV – Bekanntmachungen und Stiftungs-
verzeichnis 

Abschnitt IV – Bekanntmachungen und Stiftungs-
verzeichnis 

Anpassung an Streichung § 13 

§ 13 Bekanntmachungen 

(1) Im Amtsblatt für Schleswig-Holstein sind bekannt zu 
machen: 
1. Anerkennungen nach § 2 dieses Gesetzes in 

Verbindung mit § 80 Absatz 2 BGB unter An-
gabe des Stiftungszwecks, 

2. Genehmigungen  
a) von Satzungsänderungen gemäß § 85 Ab-

satz 1 Satz 1 bis 3 BGB,  
b) von Satzungsänderungen zur Umgestaltung 

einer auf unbestimmte Zeit errichteten Stif-
tung in eine Verbrauchsstiftung gemäß § 85 
Absatz 1 Satz 4 BGB, 

c) von Satzungsänderungen gemäß § 85 Ab-
satz 2 BGB, soweit sie sich auf die Ände-
rung des Namens oder des Sitzes der Stif-
tung oder auf die Art und Weise der Zweck-
erfüllung beziehen, 

d) von Zulegungs- und Zusammenlegungsver-
trägen gemäß §§ 86, 86a BGB, 

e) von Auflösungen gemäß § 87 BGB, 
3. von Amts wegen erfolgte  

a) Satzungsänderungen gemäß § 85a Absatz 
2 BGB, soweit diese die in Nummer 2 

§ 13 Bekanntmachungen weggefallen 

(1) Im Amtsblatt für Schleswig-Holstein sind bekannt zu 
machen: 
1. Anerkennungen nach § 2 dieses Gesetzes in 

Verbindung mit § 80 Absatz 2 BGB unter An-
gabe des Stiftungszwecks, 

2. Genehmigungen  
f) von Satzungsänderungen gemäß § 85 Ab-

satz 1 Satz 1 bis 3 BGB,  
g) von Satzungsänderungen zur Umgestaltung 

einer auf unbestimmte Zeit errichteten Stif-
tung in eine Verbrauchsstiftung gemäß § 85 
Absatz 1 Satz 4 BGB, 

h) von Satzungsänderungen gemäß § 85 Ab-
satz 2 BGB, soweit sie sich auf die Ände-
rung des Namens oder des Sitzes der Stif-
tung oder auf die Art und Weise der Zweck-
erfüllung beziehen, 

i) von Zulegungs- und Zusammenlegungsver-
trägen gemäß §§ 86, 86a BGB, 

j) von Auflösungen gemäß § 87 BGB, 
3. von Amts wegen erfolgte  

d) Satzungsänderungen gemäß § 85a Absatz 
2 BGB, soweit diese die in Nummer 2 

Die Streichung dient der Entlastung der Stif-
tungen hinsichtlich anfallender Kosten sowie 
der Verwaltungsvereinfachung auf Seiten der 
Stiftungsaufsichtsbehörden.  

Eine Zulegung ist im Bundesanzeiger zu veröf-
fentlichen. Eine weitere Veröffentlichungs-
pflicht wird nicht mehr als notwendig erachtet. 

Interessierte können sich über die Stiftungsda-
tenbank SH bzw. das Stiftungsregister Bund 
informieren. Hier sind auch Sitz, Kontaktad-
resse und Zweck der Stiftungen hinterlegt. Es 
ist davon auszugehen, dass das neu geschaf-
fene Stiftungsregister für alle Interessierte das 
zentrale Informationsmedium sein wird. 

Die Streichung dient ebenfalls der Entbürokra-
tisierung. 
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Buchst. a) bis c) genannten Inhalte zum Ge-
genstand haben, 

b) Zulegung oder Zusammenlegungen von 
Stiftungen gemäß § 86b Absatz 2 BGB,  

c) Aufhebungen gemäß § 87a BGB. 
(2) Die Bekanntmachung veranlasst die Behörde, die 

die Anerkennung ausgesprochen, die Genehmigung 
erteilt oder die Maßnahme getroffen hat. Die Stif-
tung hat die Kosten für die Bekanntmachung zu er-
statten. 

Buchst. a) bis c) genannten Inhalte zum Ge-
genstand haben, 

e) Zulegung oder Zusammenlegungen von 
Stiftungen gemäß § 86b Absatz 2 BGB,  

f) Aufhebungen gemäß § 87a BGB. 
(2) Die Bekanntmachung veranlasst die Behörde, die 

die Anerkennung ausgesprochen, die Genehmigung 
erteilt oder die Maßnahme getroffen hat. Die Stif-
tung hat die Kosten für die Bekanntmachung zu er-
statten. 

§ 14 Stiftungsverzeichnis 

(1) Bei dem für Inneres zuständigen Ministerium wird 
ein Verzeichnis aller Stiftungen geführt. In dieses 
werden eingetragen:  
1. der Name, 
2. der Sitz, 
3. der Zweck, 
4. das im Stiftungsgeschäft angegebene Stiftungs-

vermögen, 
5. die Anschrift der Stiftung, 
6. die Vertretungsberechtigung und die Zusam-

mensetzung der vertretungsberechtigten Or-
gane, 

7. der Tag der Erteilung der Genehmigung oder 
Anerkennung, 

8. der Tag des Erlöschens der Stiftung. 
Die zuständige Behörde ist verpflichtet, dem für In-
neres zuständigen Ministerium die erforderlichen 
Angaben zu machen sowie Veränderungen mitzutei-
len. Das für Inneres zuständige Ministerium ist be-
rechtigt, das Stiftungsverzeichnis in geeigneter 

§ 14 Stiftungsverzeichnis 

(1) Das für Inneres zuständige Ministerium kann ein 
Verzeichnis aller Stiftungen führen. In dieses wer-
den eingetragen:  
1. der Name, 
2. der Sitz, 
3. der Zweck, 
4. das im Stiftungsgeschäft angegebene Stiftungs-

vermögen, 
4. die Anschrift der Stiftung, 
6. die Vertretungsberechtigung und die Zusam-

mensetzung der vertretungsberechtigten Or-
gane, 

5. der Tag der Erteilung der Genehmigung oder 
Anerkennung, 

6. der Tag des Erlöschens der Stiftung. 
Die zuständige Behörde ist verpflichtet, dem für In-
neres zuständigen Ministerium die erforderlichen 
Angaben zu machen sowie Veränderungen mitzutei-
len. Das für Inneres zuständige Ministerium ist be-
rechtigt, das Stiftungsverzeichnis in geeigneter 

Wenn das Bundesregister seinen Betrieb auf-
genommen hat, wird zu evaluieren sein, ob 
das landeseigene Register fortgeführt oder 
aufgelöst wird. 
Aktuell ist jedoch noch unklar, ob und ggfs. 
wann sowie in welcher Form das Bundesregis-
ter seinen Betrieb aufnimmt. 

Durch die vorgeschlagene Änderung bedürfte 
es keiner erneuten gesetzlichen Anpassung, 
wenn eine Entscheidung gegen die Fortfüh-
rung des Verzeichnisses getroffen würde. Zu-
gleich eröffnet die Formulierung die Möglich-
keit der Weiterführung und sorgt damit für 
Rechtssicherheit bei Stiftungsbehörden und 
Dritten. Insbesondere die durch das Stiftungs-
verzeichnis gegebene Informationsmöglichkeit 
für Dritte bleibt bestehen. Es stellt für die Stif-
tungen einen Mehrwert dar, welches das Bun-
desregister qualitativ nicht abdeckt. 

Nummer 4 ist zu streichen, da die Angabe 
kaum Aussagekraft hat. Das im Stiftungsge-
schäft angegebene Vermögen entspricht zu-
dem vielfach nicht dem aktuell vorhandenen 
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Weise, insbesondere auch auf elektronischem 
Wege, zu veröffentlichen. 

 

Weise, insbesondere auch auf elektronischem 
Wege, zu veröffentlichen. 
 

Stiftungsvermögen. Diese Datensammlung ist 
somit verzichtbar. 

Nummer 6 ist zu streichen, da diese Informa-
tion für Interessierte keine Relevanz hat und 
es zudem später im Bundesregister sichtbar 
ist. 

(2) Die Einsichtnahme in das Stiftungsverzeichnis ist je-
der Person gestattet. Eintragungen in das Stiftungs-
verzeichnis begründen nicht die Vermutung der 
Richtigkeit. 

 Keine Änderungen 

Abschnitt V - Besondere Stiftungen   

§ 15 Kommunale Stiftungen 

(1) Kommunale Stiftungen sind Stiftungen, deren Zweck 
im Aufgabenbereich einer Gemeinde, eines Kreises o-
der eines Amtes liegt und die von diesen Körperschaf-
ten verwaltet werden.  

(2) Der Stiftungsvorstand einer kommunalen Stiftung be-
steht von Amts wegen aus der gesetzlichen Vertretung 
der Gemeinde, des Kreises oder des Amtes, von der o-
der dem die kommunale Stiftung errichtet wird. Anderen 
Stiftungsorganen der kommunalen Stiftung müssen ge-
wählte Mitglieder der kommunalen Vertretung mehrheit-
lich angehören.  

(3) Für die Verwaltung der kommunalen Stiftungen gel-
ten neben den §§ 6 bis 8 die Vorschriften über die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinden, Kreise und Ämter; 
hierbei sind die steuerrechtlichen und stiftungsrechtli-
chen Anforderungen zu beachten. § 6 Absatz 1 Nummer 
4 und die Vorlagefrist nach § 8 Absatz 1 Satz 1 finden 

 Keine Änderungen 
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keine Anwendung. Dies gilt entsprechend für § 8 Ab-
satz 3, sofern ein Rechnungsprüfungsamt besteht und 
die Jahresabrechnung der kommunalen Stiftung von 
diesem geprüft wird.  

(4) Maßnahmen nach den §§ 3 und 4 treffen bei kom-
munalen Stiftungen die Gemeinden, Kreise und Ämter 
mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. Bei 
Zusammenlegung und Zulegung einer kommunalen Stif-
tung mit einer anderen oder auf eine andere Stiftung ist 
sicherzustellen, dass die Regelungen für eine kommu-
nale Stiftung entsprechend zur Anwendung kommen. 

(5) Für Maßnahmen nach den §§ 9 bis 12 ist bei kom-
munalen Stiftungen die Kommunalaufsichtsbehörde zu-
ständig. 

(6) Die Befugnisse der Kommunalaufsichtsbehörde 
nach den Absätzen 4 und 5 nimmt das für Inneres zu-
ständige Ministerium wahr, wenn der Kreis in einer von 
der Kommunalaufsichtsbehörde zu entscheidenden An-
gelegenheit unmittelbar beteiligt ist oder die Landrätin o-
der der Landrat einem Stiftungsorgan angehört. 

§ 16 Kirchliche Stiftungen 

(1) Kirchliche Stiftungen sind Stiftungen, die aus-
schließlich oder überwiegend kirchlichen Zwecken 
gewidmet sind und die 
1. organisatorisch mit einer Kirche verbunden oder 
2. in der Stiftungssatzung der kirchlichen Aufsicht 

unterstellt sind oder 
3. ihre Zwecke nur sinnvoll in Verbindung mit einer 

Kirche erfüllen können. 

 Keine Änderungen 
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Vor einer Anerkennung der Rechtsfähigkeit nach § 2 
bedürfen kirchliche Stiftungen der Anerkennung 
durch die zuständige Kirchenbehörde. 

(2) Bei Maßnahmen nach den §§ 9 bis 12, die kirchliche 
Stiftungen betreffen, führt die nach diesem Gesetz 
zuständige Behörde das Einvernehmen mit der zu-
ständigen Kirchenbehörde herbei. Bei Satzungsän-
derungen, durch die der Stiftungszweck geändert 
wird, sowie bei Zulegungen, Zusammenlegungen, 
Auflösungen und Aufhebungen von kirchlichen Stif-
tungen bedarf es außerdem des Benehmens des für 
die Kultur zuständigen Ministeriums. Staatsverträge 
oder andere Vereinbarungen, die die Übertragung 
von Aufgaben der Rechtsaufsicht über kirchliche 
Stiftungen auf eine als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts anerkannte Kirche vorsehen, bleiben hiervon 
unberührt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 5 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 und Satz 2 sowie Absatz 2 gelten ent-
sprechend für die Stiftungen der Religionsgesell-
schaften und Weltanschauungsvereinigungen, die 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

§ 17 Familienstiftungen 

(1) Familienstiftungen sind Stiftungen, die nach dem 
Stiftungszweck ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohle der Mitglieder einer oder mehrerer be-
stimmter Familien dienen.  

(2) Für Familienstiftungen gelten die §§ 9 bis 12 nur in-
soweit, als sicherzustellen ist, dass ihr Bestand ge-
wahrt bleibt und sie sich im Einklang mit den Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die 

 Keine Änderungen 
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rechtsfähigen Stiftungen sowie dieses Gesetzes und 
den dazu ergangenen Rechtsvorschriften betätigen. 
Satz 1 gilt entsprechend, soweit Familienstiftungen 
als Verbrauchsstiftungen errichtet (§ 80 Absatz 1 
Satz 2 BGB) oder in eine Verbrauchsstiftung umge-
staltet werden (§ 85 Absatz 1 Satz 4 BGB). 

Abschnitt VII – Zuständigkeiten, Übergangsregelung   

§ 18 Zuständige Behörden; Übergang von Zustän-
digkeiten 

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes be-
stimmt ist, sind zuständige Behörden im Sinne die-
ses Gesetzes sowie nach den Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches über die rechtsfähigen 
Stiftungen (§§ 80 bis 88 BGB) die Landrätinnen o-
der Landräte und die Bürgermeisterinnen oder 
Bürgermeister der kreisfreien Städte. Sie nehmen 
diese Aufgabe als Landesaufgabe zur Erfüllung 
nach Weisung wahr; dies gilt nicht, soweit sie Auf-
gaben von Stiftungsorganen wahrnehmen.  

(2) In den Fällen, in denen das Land Schleswig-Hol-
stein Stifter oder Mitstifter war oder in denen es 
der Stiftung institutionelle Förderung gewährt, ist 
zuständige Behörde das für Inneres zuständige 
Ministerium. 

(3) Das für Inneres zuständige Ministerium kann im 
Einzelfall alle oder einzelne Aufsichtsbefugnisse 
der §§ 9 bis 12 dieses Gesetzes an sich ziehen. 
Dies gilt nicht für die nach § 16 Absatz 2 Satz 2 
den Kirchenbehörden übertragene Aufsicht über 
kirchliche Stiftungen. 

 Keine Änderungen 
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(4) In den Fällen, in denen das für Inneres zuständige 

Ministerium alle Aufsichtsbefugnisse der §§ 9 bis 
12 an sich zieht, ist es auch zuständige Behörde 
nach §§ 3 und 4, §§ 6 bis 8 sowie nach §§ 13 und 
14 dieses Gesetzes. 

(5) Die Landesregierung kann durch Rechtsverord-
nung die Zuständigkeit abweichend von Absatz 2 
und Absatz 3 Satz 1 regeln. 

(6) Ein Anspruch auf Zugang zu Informationen hin-
sichtlich behördlicher Unterlagen über die Aner-
kennung und Beaufsichtigung einzelner Stiftungen 
nach dem Informationszugangsgesetz für das 
Land Schleswig-Holstein besteht nicht. 

(7) Sind nach einem Stiftungsgeschäft oder einer Stif-
tungssatzung für Aufgaben nach diesem Gesetz 
öffentlich-rechtliche Stellen zuständig, so geht de-
ren Zuständigkeit auf die nach diesem Gesetz zu-
ständigen Behörden über. 

§ 19 Rechtstellung bestehender Stiftungen 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes be-
stehenden Stiftungen sind mit Ausnahme des § 2 die 
Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden.  

 Keine Änderungen 

Artikel 2 
Änderung der Gemeindeordnung 

 Keine Änderungen 

Artikel 3 
Änderung der Kreisordnung 

 Keine Änderungen 

Artikel 4 
Änderung des Sparkassengesetzes 

 Keine Änderungen 
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Artikel 5 

Änderung des Selbstbestimmungs- 
stärkungsgesetzes 

 Keine Änderungen 

Artikel 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

  

(1) Artikel 1 bis 4 dieses Gesetzes treten am 1. Juli 
2023 in Kraft.  

(2) Das Stiftungsgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. März 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 208), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
23. Juni 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 364, 373), sowie 
die Landesverordnung zur Durchführung des Stif-
tungsgesetzes vom 24. Januar 1974 (GVOBl. Schl.-
H. S. 48) treten mit Ablauf des 30. Juni 2023 außer 
Kraft. 

(3) Artikel 1 § 9 Absatz 3 und § 14 treten mit Ablauf des 
31. Dezember 2025 außer Kraft. 

(4) Artikel 5 tritt am Tag nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. 

(1) Artikel 1 bis 4 dieses Gesetzes treten am 1. Juli 
2023 in Kraft.  

(2) Das Stiftungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. März 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 
208), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 23. Juni 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 364, 
373), sowie die Landesverordnung zur Durchfüh-
rung des Stiftungsgesetzes vom 24. Januar 1974 
(GVOBl. Schl.-H. S. 48) treten mit Ablauf des 
30. Juni 2023 außer Kraft. 

(3) Artikel 1 § 9 Absatz 3 tritt mit Ablauf des 
30. Juni 2027 außer Kraft. 

(4) Artikel 5 tritt am Tag nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. 

Durch die Kann-Regelung des § 14 StiftG wird 
eine Beibehaltung der Stiftungsdatenbank 
(§ 14 Stiftungsverzeichnis) auch über den 
31.12.2025 hinaus möglich. Die vorhandene 
Datenbank bleibt für den Bürger mit den frei 
zugänglichen Informationen zunächst erhalten 
bis das zentrale Bundesstiftungsregister einge-
führt ist und das Informationsinteresse an Stif-
tungen ausreichend befriedigen kann. 

Das Ziel der Verlängerung der Ausstellung von 
Vertretungsbescheinigungen bis das Stiftungs-
register vollständig aufgewachsen ist, wird 
durch das verschobene Außerkrafttretensda-
tum erreicht. 
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